
Drittens werden noch in 
diesem Jahr Vorschläge für 
eine Verbesserung der Fi-
nanzmarktaufsichtsgesetze 
vorgelegt, die die Eingriffs-
möglichkeiten der Finanz-
marktaufsichten in Krisen-
zeiten verbessern. Und 
noch in dieser Legislaturpe-
riode wird die Bundesregie-
rung Vorschläge vorlegen 
für eine engere Verzahnung 
der Deutschen Bundes-
bank und der BAFin und zur 
Verbesserung der europäi-
schen und internationalen 
Finanzmarktaufsicht. 
 
D i e  C D U / C S U -
Bundestagsfraktion dankt 
der Bundeskanzlerin und 
dem Bundesfinanzminister 
für das schnelle und ent-
schlossene Eingreifen. Die 
Maßnahmen, die wir in die-
ser Woche verabschieden 
werden, sind ein wichtiger 
Schritt zur Überwindung der 
Krise. Damit schützen wir 
die Guthaben der Sparerin-
nen und Sparer und ver-
meiden eine schwere Wirt-
schaftskrise.  
Gleichzeitig halten wir an 
unserem Ziel, bis 2011 
einen ausgeglichenen 
Haushalt vorzulegen, fest. 
Wir wissen, dass es unter 
den gegebenen Umständen 
sehr schwer wird, dieses 
Ziel zu erreichen. Dennoch 
ist gerade jetzt Verlässlich-
keit in der Haushaltspolitik 
von besonderer Bedeutung. 

Ihr und Euer 

Liebe Parteifreunde, liebe 
Mitstreiter, sehr geehrte 
Damen und Herren! 

Durch ihr rasches und ziel-
gerichtetes Handeln sichert 
die Bundesregierung unter 
Führung von Bundeskanzle-
rin Angela Merkel die Stabi-
lität und Funktionsfähigkeit 
des Finanzsystems. Mit 
ihrem Maßnahmenpaket 
zur Stabilisierung der Fi-
nanzmärkte leistet die Bun-
desregierung auch einen 
zentralen Beitrag zur Ver-
meidung negativer Auswir-
kungen auf die Realwirt-
schaft. 
 
D i e  C D U / C S U -
Bundestagsfraktion unter-
stützt ausdrücklich das 
schnelle und entschlosse-
ne Handeln der Bundesre-
gierung und begrüßen die 
enge Absprache der getrof-
fenen Maßnahmen mit den 
übrigen G-7-Ländern sowie 
den europäischen Part-
nern. Die Bundesregierung 
hat einen umfassenden 
Aktionsplan zur Stabilisie-
rung der Finanzmärkte und 
zur Neuordnung der Ban-
kenmärkte vorgelegt, der 
im Wesentlichen aus fol-
genden Punkten besteht:  
 
Erstens werden die Refi-
nanzierungsmöglichkeiten 
der deutschen Finanzinsti-
tute sichergestellt über die 
Einrichtung eines Finanz-
marktstabilisierungsfonds , 
der bis zu einer Gesamt-
summe von 400 Milliar-
den Euro staatliche Bürg-

schaften abgeben kann. 
Auf diese Weise wird für 
das gesamte Finanzsystem 
wieder eine Vertrauensba-
sis geschaffen als Voraus-
setzung dafür, dass sich 
die Banken wieder gegen-
seitig Geld leihen. Der für 
die Volkswirtschaft wichtige 
Liquiditätsfluss zwischen 
den Kreditinstituten wird 
wieder in Gang gesetzt. 
Selbstverständlich erfolgen 
diese staatlichen Garantien 
gegen eine angemessene 
Gebühr, die von den Kredit-
instituten zu zahlen ist.  
 
Zweitens erklärt sich der 
Bund bereit, durch den 
Erwerb von Vorzugsaktien, 
Aktien und Genussschei-
nen die Eigenkapitaldecke 
der Banken zu verbessern. 
Diese Form der Rekapitali-
sierung wird aber an Bedin-
gungen geknüpft, die die 
Interessen der Steuerzahler 
wahren und die bisherigen 
Eigner und das Manage-
ment in die Verantwortung 
nehmen und zudem bis 
Ende 2009 befristet ist. 
Vorgesehen ist eine maxi-
male Inanspruchnahme 
dieser Eigenkapitalhilfe in 
Höhe von bis zu 80 Milliar-
den Euro.  Zur Finanzierung 
von möglichen Ausfällen im 
Rahmen der staatlichen 
Garantie in Höhe von ge-
schätzten 20 Milliarden 
Euro und zur Finanzierung 
der Rekapitalisierungsmaß-
nahmenin Höhe von bis zu 
80 Milliarden Euro können 
über ein Sondervermögen 
Schuldverschreibungen bis 
zu einem Volumen von ma-
ximal 100 Milliarden Euro 
begeben werden.  
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Michael Luther: Bürger entlasten 
und Familien stärken 

Die Große Koalition hat im 
Koalitionsausschuss eine 
Reihe wichtiger Entschei-
dungen zur Entlastung der 
Bürger und zur Stärkung 
der Familien beschlossen. 
Das Entlastungspaket 
kommt genau zum richti-
gen Zeitpunkt.  Zum 
1.1.2009 senken wir die 
Beiträge zur Arbeitslosen-
versicherung um weitere 
0,5 Prozentpunkte auf 2,8 
Prozent. Damit konnte eine 
wichtige Forderung der 
C D U / C S U -
Bundestagsfraktion durch-
gesetzt werden. 

Wir geben den Beitragszah-
lern das Geld zurück und 
verhindern so zudem, dass 
dieses Geld für andere 
Zwecke aufgebraucht wird. 
Einen weiteren wichtigen 
Entlastungsschritt gehen 
wir mit den verbesserten 
Familienleistungen: Der 
Kinderfreibetrag wird von 
heute 5.808 auf voraus-
sichtlich 6.000 Euro im 
kommenden Jahr angeho-
ben. Gleichzeitig steigt das 
Kindergeld um 10 Euro 
monatlich. Ab dem dritten 
Kind beträgt die Erhöhung 
16 Euro. Zum 1.1.2010 
werden wir überdies die 

Möglichkeiten zum Steuer-
abzug von Vorsorgeaufwen-
dungen in der Kranken- 
und Pflegeversicherung 
deutlich verbessern und die 
Bürgerinnen und Bürger 
damit um weitere neun 
Milliarden Euro entlasten. 
Mit der Festsetzung des 
einheitlichen Beitragssat-
zes, der ab 1.1.2009 für 
alle Krankenkassen gelten 
wird, stellen wir den Fortbe-
stand einer erstklassigen 
medizinischen Versorgung 
sicher. Die Erhöhung der 
Beiträge um durchschnitt-
lich 0,6 Prozentpunkte auf 
15,5 Prozent ist notwendig, 
um die gestiegenen Kosten 
der Krankenhäuser, die 
höheren Arzneimittelkosten 
und die Verbesserung der 
Pflegeleistungen in den 
Kliniken zu finanzieren. 
Außerdem erhalten die nie-
dergelassenen Ärzte eine 
angemessene Erhöhung 
ihrer Vergütung, die zu ei-
ner Angleichung der Hono-
rare in Ost- und West-
deutschland führt. Die Bei-
tragserhöhung steht nicht 
im Zusammenhang mit der 
Einführung des wettbe-
werbsfördernden Gesund-
heitsfonds. Gleichzeitig hat 
die Union in den Verhand-

lungen darauf geachtet, 
dass die Beitragserhöhung 
sich in engen Grenzen hält 
– im Sinne von Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern. 
Weiterhin wurde beschlos-
sen, die bereits beschlosse-
ne Wohngeldnovelle ange-
sichts der gestiegenen E-
nergiepreise statt zum 
1.1.2009 bereits rückwir-
kend zum 1. Oktober die-
ses Jahres in Kraft zu set-
zen. Das kommt rund 
800.000 Haushalten, dar-
unter 300.000 Rentner-
haushalten, zu Gute.  

Mit diesen Beschlüssen hat 
die Große Koalition erneut 
ihre Fähigkeit und Ent-
schlossenheit unter Beweis 
gestellt, die wichtigen Prob-
leme des Landes zu lösen. 
Dabei haben wir uns in den 
entscheidenden Punkten 
durchgesetzt. Wieder ein-
mal wird klar: CDU/CSU 
sind die treibende Kraft in 
der Großen Koalition. Wir 
werden bis zum Ende der 
Legislaturperiode unsere 
ganze Kraft in den Dienst 
des Landes stellen und den 
vom Wähler erteilten Regie-
rungsauftrag erfüllen. 
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Die Bundesregierung hat 
letzte Woche den Nationa-
len Bildungsbericht 2008 – 
Bildung in Deutschland und 
Stellungnahme der Bundes-
regierung vorgestellt. Der 
Bericht wurde im Zeitraum 
von Dezember 2006 bis 
Juni 2008 vom Deutschen 
Institut für Internationale 
Pädagogische Forschung 
(DIPF) erstellt und erstreckt 
sich von der frühkindlichen 
Bildung bis zur Weiterbil-
dung. Der Bildungsstand 
der Bevölkerung hat insge-
samt zugenommen. Die 
Bildungsbeteiligung ist im 
internationalen Vergleich 
hoch. Insbesondere Mäd-
chen und junge Frauen 
werden im Bildungssystem 
immer erfolgreicher. Proble-
matisch ist jedoch eine zu 
enge Kopplung zwischen 
sozialer Herkunft und Bil-
dungserfolg. Künftig wird 
es darauf ankommen, Ü-
bergänge zu erleichtern und 
Aufstiegswege weiter auszu-
bauen, um die Durchlässig-
keit des Bildungssystems zu 
erweitern. Präventive Ansät-
ze, die in der Bildungslauf-
bahn früh das Erreichen von 
Kompetenzen und Abschlüs-
sen fördern, müssen Vorrang 
vor nachholender Qualifizie-
rung haben. 

In der letzten Sitzungswo-
che wurde die Beteiligung 
der Bundeswehr an dem 
Einsatz der Internationalen 
Sicherheitsunterstützungs-
truppe in Afghanistan 
(ISAF) für weitere 14 Mona-
te verlängert. Dabei erhö-
h e n  w i r  d i e  
Obergrenze des Kontin-
gents um 1.000 Mann auf 
4.500. Wir treffen diese 
Entscheidung mit der Ge-
wissheit, dass dieser Ein-
satz nicht nur hilft, die Lage 
und den Alltag der Men-
schen in Afghanistan zu 
verbessern.  

Dieser Einsatz ist ebenso 
ein wichtiger Beitrag für die 
Sicherheit der Bürger in 

Deutschland. Von Afghanis-
tan aus dürfen keine terro-
ristischen Anschläge mehr 
geplant und koordiniert 
werden. Mit dem Konzept 
der vernetzten Sicherheit 
haben wir in der NATO ei-
nen umfassenden Ansatz 
zur Stabilisierung, Terrorbe-
kämpfung und zum Wieder-
aufbau durchgesetzt.  

Damit kommen wir Schritt 
für Schritt dem Ziel näher, 
Afghanistan in die Lage zu 
versetzen, selbst für seine 
Sicherheit zu sorgen. Dazu 
sind ausgebildete afghani-
sche Streit­kräfte und Poli-
zisten nötig. Deshalb wird 
die Bundeswehr im kom-
menden Jahr einen Schwer-

punkt auf deren Ausbildung 
legen. Wir wissen genau: 
Angesichts der Bedrohung 
durch militante regierungs-
feindliche Kräfte und die 
Organisierte Kriminalität, 
einschließlich der Drogen-
kriminalität, bleibt Afgha-
nistan auf die Unterstüt-
zung der Internationalen 
Gemeinschaft angewiesen.  

Die Sicherheitslage in Af-
ghanistan ist weiterhin an-
gespannt. Der Einsatz un-
serer Soldatinnen und Sol-
daten bleibt daher mit Ge-
fahren für Leib und Leben 
verbunden. Wir haben aber 
alle technische Vorausset-
zungen dafür geschaffen 
und die Aufklärung ver-

stärkt, damit unsere Solda-
ten ihren Auftrag gut erfül-
len können. Ihre Arbeit vor 
Ort ist professionell, erfolg-
reich und anerkannt. Sie 
mehren damit das Ansehen 
Deutschlands in der Welt. 
Das verdient noch mehr 
öffentliche Würdigung so-
wie die breite Unterstüt-
zung des Deutschen Bun-
destages. 

Außerdem erhöhen wir den 
Beitrag zum zivilen Wieder-
aufbau. Hierfür wurden die 
Mittel im Jahr 2008 um 70 
Mio. EUR auf nunmehr 
170,7 Mio. EUR angeho-
ben. Dies sind wichtige und 
richtige Investitionen in 
unsere eigene Sicherheit. 

Bildungsbericht 
 2008 

ISAF-Mandat verlängert 
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Liebe Bürgerinnen und Bür-
ger,  

Mit Beginn des kommen-
den Jahres wird der Ge-
sundheitsfonds in Kraft 
treten. In der Öffentlichkeit 
kommt vielfach der Ein-
druck auf, dass Rentner 
durch die Einführung die-
ses Fonds über Gebühr 
belastet werden. Das ist so 
nicht richtig. Lassen Sie 
mich dazu wie folgt Stel-
lung nehmen: 

1. Beitragserhöhungen 
auch ohne Gesundheits-
fonds  
Bitte bedenken Sie, dass 
auch ohne den Start des 
Gesundheitsfonds Anfang 
2009 auf die Versicherten 
Beitragssteigerungen zuge-
kommen wären. Hierzu nur 
ein Beispiel: Die AOK Plus, 
bislang als AOK Sachsen 
und AOK Thüringen be-
kannt, hat derzeit mit 12,9 
Prozent einen sehr niedri-
gen Versicherungstarif. Wir 
s ä c h s i s c h e n  C D U -
Bundestagsabgeordneten 
stehen mit der AOK Plus in 
ständigem Dialog. Bei ei-
nem unser letzten Gesprä-
che erklärte uns deren 
orstandsvorsitzender Rolf 
Steinbronn, dass seine 
Kasse ihre Beiträge 2009 
unabhängig von der Einfüh-
rung des Gesundheitsfonds 
massiv, d.h. um weit mehr 
als 1 Prozent, hätte erhö-

hen müssen, da die AOK 
Plus mit dem aktuellen 
Beitragssatz von 12,9 Pro-
zent ihre Ausgaben künftig 
nicht mehr decken könne.  
 
2. Ausgabensteigerungen 
und Ärztemangel in Ost-
deutschland  
Ein weiterer Punkt sind die 
erhöhten Ausgaben im Ge-
sundheitsbereich. Die Erhö-
hung der Arzthonorare um 
rund 2,5 Milliarden, eine 
Aufstockung für die Kran-
kenhäuser um 3 Milliarden 
und steigende Arzneimit-
telausgaben führen zu die-
sem Anstieg. Wesentlich 
hierbei ist der in Sachsen 
und den anderen ostdeut-
schen Bundesländern dro-
hende Ärztemangel. In vie-
len Gegenden gibt es be-
reits weniger niedergelas-
senen Hausärzte als wün-
schenswert wäre. Gleiches 
gilt für Fachärzte in den 
Krankenhäusern. Mit den 
genannten Mittelaufsto-
ckungen treten wir diesem 
Ärztemangel und einer dro-
henden Abwanderung un-
serer sächsischen Ärzte in 
Richtung der westdeut-
schen Länder entgegen. 
Hiervon werden die Men-
schen in Sachsen fühlbar 
profitieren.  
 
3. Ein zukunftsfähiges Ge-
sundheitssystem  
Der größte Gewinn durch 
die Einführung des Gesund-

heitsfonds ist jedoch ein 
stabiles und zukunftssiche-
res Gesundheitssystem für 
die Menschen in unserem 
Land. Das deutsche Ge-
sundheitssystem ist nach 
wie vor eines der besten 
der Welt. Wir wollen das 
dies so bleibt und auch 
deshalb wird zum 1. Januar 
2009 der Gesundheits-
fonds eingeführt.   
 
4. Mehr Beitragsgerechtig-
keit  
Die Neuordnung der Finan-
zierung durch Einführung 
des Gesundheitsfonds und 
des einheitlichen Beitrags-
satzes hat nicht zuletzt 
auch den Sinn, Beitragsge-
rechtigkeit herzustellen. Es 
gibt derzeit 210 Kranken-
kassen mit gleichen Leis-
tungen, aber unterschiedli-
chen Beitragssätzen. Die 
Versicherten besuchen 
aber das gleiche Kranken-
haus oder den gleichen 
Arzt. Viele Mitglieder zahlen 
heute nicht deswegen hö-
here Beiträge, weil ihre 
Kasse unwirtschaftlich ist, 
sondern deswegen, weil 
ihre Kasse eine ungünstige 
Versichertenstruktur hat. 
So gibt es Kassen, die ihre 
Beitragssätze über den 
jetzt festgelegten Beitrags-
satz von 15,5 Prozent erhe-
ben müssten, weil über die 
Hälfte der Versicherten 
Rentner sind. Und es gibt 
Kassen, bei denen viele 

jüngere Leute und nur we-
nige Rentner versichert 
sind. Die könnten allein 
wegen dieser Altersstruktur 
bei einem günstigeren Bei-
tragssatz bleiben. Die heu-
tige Verteilung ist damit 
nicht fair. Der Wettbewerb 
zwischen den Krankenkas-
sen wird sich in Zukunft 
von einer eindimensionalen 
Konkurrenz um niedrige 
Beitragssätze unter gerech-
ten Rahmenbedingungen 
zu einem Wettbewerb um 
die besseren Versorgungs-
angebote entwickeln. Die 
Einführung des Gesund-
heitsfonds dient damit der 
Optimierung der Struktur, 
nicht der Schröpfung der 
Versicherten.  
 
5. Beitragrückerstattung 
möglich  
Lassen Sie  mich noch et-
was feststellen: Für den 
Fall, dass Krankenkassen 
gut wirtschaften, besteht 
mit Einführung des Fonds 
die Möglichkeit, dass Versi-
cherte von ihrer Kranken-
kasse Beiträge teilweise 
rückerstattet bekommen 
können. Wenn Ihre Kasse 
gut wirtschaftet, können 
Sie als Versicherter direkt 
davon profitieren. Ich wür-
de Ihnen raten, Ihre Kasse 
einmal hierauf anzuspre-
chen.  

Michael Luther: Gesundheitsfonds kommt BERLIN AKTUELL  
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In erster Lesung wurde in 
dieser Woche das Arbeit-
nehmer-Entsendegesetz 
und das Erste Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes 
über die Festsetzung von 
Mindestarbeitsbedingun-
gen im Deutschen Bundes-
tag beraten.  

Die beiden Regierungsent-
würfe setzen die Einigung 
des Koalitionsausschusses 
vom 18. Juni 2007 zur Ein-
beziehung weiterer Bran-

chen in das Arbeitnehmer-
Entsendegesetz und zur 
Aktualisierung des Mindest-
arbeitsbedingungengeset-
zes von 1952 zu einem 
Gesetz für Mindestlöhne 
für bestimmte Bereiche 
um.  

Bis zum Stichtag am 31. 
März 2008 haben acht 
Branchen einen Antrag auf 
Aufnahme in das Entsende-
gesetz gestellt: die Zeitar-
beit, die „Pflegetätigkeiten 

in der ambulanten und sta-
tionären Altenpflege“, das 
Wach- und Sicherheitsge-
werbe, die Abfallwirtschaft, 
d i e  „ W e i t e r b i l d u n g s -
branche, soweit sie sich mit 
der Erbringung von Aus- 
und Weiterbildungsmaß-
nahmen nach dem SGB II 
und SGB III beschäftigt“, 
die forstlichen Dienstleis-
tungen, die textilen Dienst-
leistungen im Objektkun-
denbereich sowie die Berg-
bauspezialarbeiten.  

Eine Entscheidung über die 
Aufnahme der Branchen ist 
aus Sicht der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion erst 
möglich, wenn sämtliche 
Tarifverträge und Voten des 
Tarifausschusses vorliegen. 

Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
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Die Woche im Bundestag (13.-17.10.2008) 

deutschland unter Angehö-
rigen der unteren Mittel-
schicht.  

Parallel zur wachsenden 
Wählerschaft ist auch die 
langfristige Bindung an die 
Linkspartei gestiegen. Ins-
gesamt scheint bei Perso-
nen, die sich große Sorgen 
um soziale Belange ma-
chen, eine hohe Neigung 
zur Linkspartei zu beste-
hen. In Ostdeutschland 
tendieren besonders Men-
schen, die sich um die all-
gemeine wirtschaftliche 
Entwicklung sorgen, zu den 
„Linken“. Im Westen emp-
finden vor allem diejenigen 
große Sympathie für sie, 
die ihre eigene wirtschaftli-
che Lage kritisch einschät-
zen. (Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung)  

Deutsche Wirtschaft im 
Belastungstest:  
Für dieses Jahr erwartet die 
Bundesregierung in ihrer 

Herbstprojektion im Jahres-
durchschnitt ein reales 
Wachstum des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) in Hö-
he von 1,7 Prozent. Für das 
Jahr 2009 geht die Bundes-
regierung von einem 
Wachstum in Höhe von 0,2 
Prozent aus.  

Der Bundesminister für 
Wirtschaft und Technologie, 
Michael Glos: „Für das Jahr 
2008 wird die Bundesregie-
rung ungeachtet der welt-
weiten Finanzkrise ihre 
Projektion vom Frühjahr 
voraussichtlich noch einhal-
ten können. Im Jahr 2009 
ist allenfalls noch ein sehr 
geringes Wachstum abseh-
bar. Die deutsche Wirt-
schaft ist zurzeit einem 
harten Belastungstest aus-
gesetzt. Nur durch umfas-
sende Anstrengungen und 
Beiträge aller werden wir 
gemeinsam diesen Test 
b e s t e h e n  k ö n -
nen.“(Bundeswirtschaftsmi
nisterium, 16.10.08) 

um die Durchlässigkeit des 
Bildungssystems zu erwei-
tern. Präventive Ansätze, 
die in der Bildungslaufbahn 
früh das Erreichen von 
Kompetenzen und Ab-
schlüssen fördern, müssen 
Vorrang vor nachholender 
Qualifizierung haben. 

Die Investitionszulage soll 
nach dem in zweiter und 
dritter Lesung verabschie-
deten Investitionszulagen-
gesetz 2010 (InvZulG 
2010) nach 2009 bis zum 
Ende des Jahres 2013 mit 
überwiegend gleich blei-
benden Fördervorausset-
zungen fortgeführt werden. 
Vorgesehen ist die Förde-
rung von in den Jahren 
2010 bis 2013 getätigten 
wachstumsrelevanten und 
arbeitsplatzschaffenden 
Investitionen in Betrieben 
des verarbeitenden Gewer-
bes, der produktionsnahen 
Dienstleistungen und des 
Beherbergungsgewerbes in 
den neuen Ländern und 

Berlin. Dabei ist die Investi-
tionsförderung in den neu-
en Ländern eines der zent-
ralen Instrumente zur För-
derung des Aufbaus der 
ostdeutschen Wirtschaft. 
Mit der vorgesehenen Ver-
längerung der Investitions-
zulage bis 2013 wird der 
dynamische Aufschwung im 
Osten auch weiterhin nach-
haltig gestärkt. Das bisheri-
ge sehr hohe Niveau der 
Förderung soll ab 2010 
allerdings schrittweise ab-
gesenkt werden. Dies ent-
spricht den Bestrebungen, 
die Investitionszulage lang-
fristig planmäßig auslaufen 
zu lassen und die Investiti-
onsförderung auch in Ost-
deutschland auf die im 
Grundgesetz verankerte 
Gemeinschaf tsaufgabe 
„Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur" zu 
konzentrieren.  

In erster Lesung wurde das 
Gesetz über Personalaus-
weise und den elektroni-

schen Identitätsnachweis 
sowie zur Änderung weite-
rer Vorschriften, mit dem 
der elektronische, mit bio-
metrischen Merkmalen 
versehene, Personalaus-
weis ab 1. November 2010 
eingeführt wird. Die Aufnah-
me von Fingerabdrücken ist 
optional. Sie schützt vor 
m i s s b r ä u c h l i c h e m 
Gebrauch z. B. von gestoh-
lenen Dokumenten. Eben-
falls optional kann eine 
elektronische Signatur ge-
speichert werden, die den 
elektronischen Geschäfts-
verkehr erleichtert. Neben 
einem deutlichen Sicher-
heitsgewinn wird die Ver-
besserung des Internetge-
schäftsverkehrs positive 
Auswirkungen auf den Wirt-
schaftsstandort Deutsch-
land haben.  

Vergangene Woche hat  die 
Bundesregierung den Nati-
onalen Bildungsbericht 
2008 – Bildung in Deutsch-
land und Stellungnahme 
der Bundesregierung vorge-
stellt Der Bericht wurde im 
Zeitraum von Dezember 
2006 bis Juni 2008 vom 
Deutschen Institut für Inter-
nationale Pädagogische 
Forschung (DIPF) erstellt 
und erstreckt sich von der 
frühkindlichen Bildung bis 
zur Weiterbildung. Der Bil-
dungsstand der Bevölke-
rung hat insgesamt zuge-
nommen. Die Bildungsbe-
teiligung ist im internatio-
nalen Vergleich hoch. Ins-
besondere Mädchen und 
junge Frauen werden im 
Bildungssystem immer er-
folgreicher. Problematisch 
ist jedoch eine zu enge 
Kopplung zwischen sozialer 
Herkunft und Bildungser-
folg. Künftig wird es darauf 
ankommen, Übergänge zu 
erleichtern und Aufstiegs-
wege weiter auszubauen, 
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DIE CDU IM BUNDESTAG 

Zahlen, Fakten, Wissenswertes 
Kosten der Arbeitslosigkeit 
deutlich gesunken:   
Seit 2004 sind die Kosten 
der Arbeitslosigkeit um 
27 Prozent gesunken. Da-
mals hatten die gesamtfis-
kalischen Kosten der Ar-
beitslosigkeit noch 92 Milli-
arden Euro betragen, bis 
2007 reduzierten sie sich 
um rund 25 Milliarden Euro 
auf 68 Milliarden Euro. Da 
gleichzeitig die Arbeitslosig-
keit „nur“ um 21 Prozent 
zurückgegangen ist, bedeu-
tet dies, dass auch die Kos-
ten pro Arbeitslosen um 
7 Prozent gesenkt werden 
konnten. Ursache hierfür 
waren die Arbeitsmarktre-
formen. Quelle: Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung) 

Arbeitskosten in Deutsch-
land auf mittlerem Niveau im 
europäischen Vergleich:   
Der durchschnittliche Stun-
denlohn in der deutschen 
Privatwirtschaft betrug 
2007 29,10 Euro. Damit 

lag das Arbeitskostenni-
veau in Deutschland nach 
Dänemark, Schweden, Bel-
gien, Luxemburg, Frank-
reich und den Niederlan-
den auf Rang 7. Schluss-
licht bildete mit 2,10 Euro 
Bulgarien. Im verarbeiten-
den Gewerbe, das beson-
ders im internationalen 
Wettbewerb steht, kostete 
die Arbeitsstunde durch-
schnittlich 33 Euro. Mehr 
müssen Arbeitgeber in Bel-
gien, Schweden und Däne-
mark erreichen. Auch bei 
den Lohnnebenkosten be-
legte Deutschland einen 
Platz in der Mitte. (Quelle: 
Statistisches Bundesamt) 

Linkspartei genießt Rückhalt 
bei allen Einkommensschich-
ten:   
Die Linkspartei hat Unter-
stützer in allen Einkom-
mensgruppen. Besonders 
groß ist die Zahl der Sym-
pathisanten in Ostdeutsch-
land unter Angehörigen der 
gehobenen, in West-
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DRESDEN AKTUELL  
DIE CDU IN SACHSEN 

chen und die Zahl von gut-
ausgebildeten Menschen 
weiter zu erhöhen. 

"Gerade angesichts des 
steigenden Bedarfs an 
Fachkräften müssen wir 
mehr jungeMenschen für 
Naturwissenschaft und 
Technik begeistern", sagte 
Sachsens Ministerpräsi-
dent Stanislaw Tillich. 
"Naturwissenschaft und 
Technik gelten häufig als 
"schwierige" Fächer, viele 
junge Menschen tun sich 
deshalb schwer, sich für 
einen solchen Beruf zu ent-
schieden. Das müssen wir 
ändern: Der Wohlstand 
Deutschlands ist unmittel-

bar verbunden mit den Er-
findungen unserer klugen 
Köpfe der vergangenen 
Jahrzehnte. Um auch die 
Herausforderungen der 
Zukunft zu meistern, müs-
sen wir jungen Menschen 
Lust machen, sich für Na-
turwissenschaft und Tech-
nik zu entscheiden und die 
Begeisterung für diese Fä-
cher wecken. "Außerdem 
sprach sich Tillich dafür 
aus, in den Schulen noch 
stärker das Wissen über 
die Wirtschaft und ihre 
Funktionsweise zu vermit-
teln. 

Der Freistaat Sachsen habe 
sich bewusst entschieden, 

die mathematischnaturwis-
senschaftlichen Fächer 
stärker in den Lehrplänen 
zu verankern. "Sachsen ist 
die Ingenieursschmiede 
Deutschlands. Damit das 
auch so bleibt, führen wir 
unsere Schüler frühzeitig 
an diese Fächer heran. "Um 
jungen Menschen auch ein 
Studium in Naturwissen-
schaft und Technik zu er-
leichtern, sei Mathematik 
in Sachsen immer Prü-
fungsfach im Abitur geblie-
ben. Ab diesem Schuljahr 
müssen an sächsischen 
Gymnasien zusätzlich alle 
Naturwissenschaften bis 
zum Abitur belegt werden. 

Pressemeldung Sächsische 
Staatskanzlei vom 
22.10.2008 

Stanislaw Tillich MdL 

Sächsischer Minister-
präsident  
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Ministerpräsident Stanislaw Tillich: 

"Mehr junge Menschen für Naturwissenschaft und 
Technik begeistern" 

In der Förderperiode bis 
2010 stehen für das Pro-
gramm TAURIS fast 10 Mil-
lionen Euro zur Verfügung. 
Damit können jährlich ca. 
5.000 Langzeitarbeitslose, 
die Leistungen nach SGB II 
beziehen, eine Entschädi-
gung erhalten.  

Sozialministerin Christine 
Clauß hat den Bescheid an 
die TAURIS-Stiftung überge-
ben. Gegenwärtig gibt es 

ca. 4.700 aktive Teilneh-
m e r  b e i  T A U R I S .   
„So können Langzeitar-
beitslose, die unter den 
gegenwärtigen Bedingun-
gen des regulären Arbeits-
marktes keinen Arbeits-
platz finden, über die För-
derung von "Kleinvorhaben 
zum Erhalt der Beschäfti-
gungsfähigkeit und des 
sozialen Zusammenhalts" 
eine sinnvolle Aufgabe fin-
den, bei der sie finanziell 
unterstützt werden“, beton-
te Sozialministerin Christi-
ne Clauß heute in Dresden.  
Gerade bei Langzeitarbeits-
losen sei es wichtig, so die 
Minister in,  dass ihr 
Wunsch, eine sinnvolle Tä-
tigkeit aufzunehmen, nicht 
am nötigen Kleingeld zum 
Beispiel für die Anfahrts-
kosten scheitere. 

Künftig ist eine Förderung 
von Personen, die keine 
Leistungen nach dem Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch 

- Grundsicherung für Arbeit-
suchende - (SGB II) bezie-
hen, nach der ESF -
Richtlinie ausgeschlossen. 
Durch die Beschränkung 
auf die Bezieher von Leis-
tungen nach dem SGB II 
werden die Mittel noch 
stärker auf den Kreis der 
finanziell Bedürftigen kon-
zentriert. Langzeitarbeitslo-
sen wird für 14 Stunden 
Tätigkeit eine Aufwandsent-
schädigung in Höhe von 
19,50 EUR gewährt. In ei-
ner Woche kann der Auf-
wand für maximal 14 Stun-
den entschädigt werden. 
Diese Aufwandsentschädi-
gung wird nicht auf Leistun-
gen nach dem SGB II ange-
rechnet. 

Die Unterstützung von 
Langzeitarbeitslosen, die 
sich im gemeinnützigen 
und öffentlichen Bereich 
sinnvoll betätigen wollen, 
hat im Freistaat Sachsen 
schon eine jahrelange Tra-

Staatsministerin Christine Clauß: 

TAURIS wird mit fast 10 Millionen Euro fortgeführt 

dition. Deshalb wurde 
schon im Jahr 1999 das 
TAURIS-Programm aufge-
legt.  

Personen, die nicht über 
das TAURIS-Programm ge-
fördert werden können, 
haben die Möglichkeit, das 
Programm Wir für Sachsen 
in Anspruch zu nehmen. 
Die Förderung erfolgt unab-
hängig vom Alter und Er-
werbsstatus und setzt ein 
Engagement von durch-
schnittlich mindestens 20 
Stunden voraus. Die Höhe 
der Aufwandsentschädi-
gung beträgt monatlich 
pauschal 40 EUR. Details 
unter: 

 
www.soziales.sachsen.de/
3691.html bzw. unter 
www.wir-fuer-sachsen.de.  

Am 22.Oktober fand in Dres-
den der Qualifizierungsgip-
fel von Bund und Ländern 
statt. Ziel des Gipfels war 
es, Qualitätsverbesserun-
gen in der Bildung zu errei-

Christine Clauß MdL 

Sächsische Staatminis-
terin für Soziales 



Seite 6 

ZWICKAU AKTUELL  
DIE CDU VOR ORT „Es gibt eine Feigheit, intellektuell Widerstand zu leisten“ 

 „Politische Kultur – Rückgrat für die Demokratie“ –  
CDiskUrs lädt den Thüringer „Beinahe“-Kultusminister Peter Krause ein  

Für die Veranstaltung von 
CDiskUrs am 18. September 
2008 im Café Krubsacius 
des Dresdner Stadtmuseums 
hatten sich die Organisato-
ren um CDU-Kreischef Lars 
Rohwer MdL etwas Besonde-
res einfallen lassen: Zu Gast 
war Peter Krause, Mitglied 
des Thüringischen Landtags 
und Kreisvorsitzender der 
Weimarer CDU. Unter dem 
Motto „Politische Kultur – 
Rückgrat für die Demokratie“ 
sollte der kürzlich durch die 
links dominierte Medienland-
schaft Geschasste Ausfüh-
rungen zu deren Stand und 
Entwicklung im heutigen 
Deutschland anstellen. Über 
sein eigenes Schicksal fand 
er zum Thema und die Ver-
anstaltung versprach interes-
sant zu werden. Nach eini-
gen definitorischen Erklärun-
gen des Kreisvorsitzenden 
ließ Krause, einst engagier-
ter Mitstreiter des Neuen 
Forums in Thüringen und 
später promovierter Germa-
nist, Einblicke in sein 
„Seelenleben“ zum Verlauf 
der letzten Monate zu, die 
auch darüber Auskunft ertei-
len, wie es um die Politische 
Kultur am Beispiel des Um-
gangs zwischen Medien und 
Politik in Deutschland mitt-
lerweile bestellt ist. 

Rückblick: Peter Krause hat-
te sich im Sommer dieses 
Jahres um das Amt des thü-
ringischen Kultusministers 
beworben. Seiner Herkunft 
und Bildung nach schien er 
dafür prädestiniert. Eifrige 
linke (linksextreme) Wühler 
unterschiedlicher parteilicher 
Couleur fanden im Lebens-
lauf des gebildeten Mittvier-
zigers aber einige für sie und 
die von der Aufregung leben-
de Medienöffentlichkeit un-
appetitliche Häppchen für 
ihre mediale Verwertungs-
maschinerie. Sein Vergehen: 
Krause schrieb mehrere Auf-
sätze in der als „rechts“ oder 
gar „rechtsextrem“ titulierten 
„Jungen Freiheit“ (JF), einer 
Berliner Wochenzeitung, in 
der schon frühere SPD-
Größen wie Egon Bahr be-
reitwillig Interviews gegeben 
haben. Lange war das mit 

dem Schreiben bei Krause 
her, nie war er selbst Redak-
teur der „JF“. Schon 2004 
hatte Krause es für die, die 
die Zeitung nicht selbst la-
sen, öffentlich gemacht. Nun 
aber war es interessant, be-
sonders, als dann von ihm 
noch Beiträge in der 
„Etappe“, einer dem Gedan-
kengut des Juristen Carl 
Schmitt (+1985) naheste-
henden Intellektuellenpostil-
le, gefunden wurden, wobei 
in einer Ausgabe, für die 
Krause einen Artikel verfass-
te, eine lateinische Überset-
zung des Horst -Wessel-
Liedes Eingang gefunden 
hatte (wovon Krause zum 
Zeitpunkt der Veröffentli-
chung seines dortigen Bei-
trags nichts wusste). Der 
Stoff schien demnach end-
los, der Mann aus Sicht der 
Linken untragbar für das 
hohe Amt des Kultusminis-
ters.  

DIE LINKE, in Thüringen mitt-
lerweile vom Kopf her das 
Sammelbecken z.T. verfas-
sungsfeindlicher Alt-68er aus 
den westlichen Bundeslän-
dern, die weder die Wieder-
vereinigung, noch ihre Erfolg-
losigkeit im Westen verwun-
den hätten (Peter Krause), 
brachte zur Feindbeobach-
tung der „Causa Krause“ im 
Sommer 2008 ein eigenes 
Dossier mit 36 Seiten Um-
fang zur internen Verwen-
dung heraus, in dem sie des-
sen scheinbare Missetaten 
minutiös auflistete. Obschon 
führende Politiker ihrer örtli-
chen Landespartei und der 
LINKE-Kreisverband Weimar 
bekennen mussten (letztere 
dadurch, indem sie sich an 
der Schlammschlacht nicht 
beteiligten), dass an dem 
Mann nichts zu beanstanden 
sei, lief die Medien-Mühle 
munter weiter, die mit einem 
Artikel bei „SPIEGEL online“ 
ihren Einstand genommen 
hatte. Krause sei aufgrund 
seiner Vergangenheit und 
seines politischen Stand-
punkts nicht tragbar, er mi-
sche im neurechten Lager 
mit, versuche sich im Ge-
schichtsrelativismus. Schnell 
fand die Auseinandersetzung 

ihren Weg auf die Bundes-
ebene, wo sich die altbe-
kannten Betroffenheitsrheto-
riker der Grünen um Claudia 
Roth & Co. beeilten, die Wirk-
lichkeit wieder einmal umzu-
s c h r e i b e n :  A u s 
„Schuldmetaphysik“ (aus 
dem Zusammenhang geris-
s e n )  w u r d e 
„Schuldmetaphorik“, als es 
um eine völlig unverfängliche 
Stellungnahme Krauses zum 
Nationalsozialismus ging.          

Ab einem bestimmten Punkt 
mache es dann keinen Sinn 
mehr, sich zu verausgaben, 
so Krause. Die Medien seien 
– auch im bisher als konser-
vativ verorteten Lager – 
schnell auf das Sammelsuri-
um von unwahren Behaup-
tungen und Verleumdungen 
aufgesprungen, von der TAZ 
über die WELT bis zur FAZ. 
Erst viel zu spät drehte sich 
der Wind. Artikel, die bei 
SPIEGEL oder TAZ zur Dar-
stellung von Einzelheiten 
nach Gesprächen mit Krause 
vor Ort in gutem Einverneh-
men entstanden seien, wur-
den in den Redaktionsstu-
ben „von oben“ umgeschrie-
ben oder erschienen erst gar 
nicht: „Es kann nicht sein, 
was ...“ oder „Was nicht 
passt, wird ...“. „Ich habe 
gemerkt, dass die Einschrän-
kung der Meinungsfreiheit 
sehr weit fortgeschritten 
ist.“, so Krause mit dem Un-
terton leichter Resignation. 

Peter Krause zieht aus die-
sen Wochen die Schlussfol-
gerung, dass zwar Intrigen 
zum (medien-) politischen 
Geschäft gehörten, doch: 
„Wenn sie als Person aber 
nicht authentisch bleiben, 
haben sie keine Chance.“ 
Die in Thüringen maßgeblich 
von Altlinken aus dem Wes-
ten dominierte Kulturszene 
kämpfe an Fronten einer 
längst vergangenen Zeit. 
Dort würde Theorie und Dog-
matik malträtiert, die im Os-
ten nicht einmal einge-
fleischte PDS-Vorkämpfer 
ernst nähmen. Na klar – 
manches, so war das ja auch 
in der DDR, müsse man da-
von über sich ergehen las-

sen, hinnehmen. Jetzt habe 
man es aber mit Leuten aus 
dem Westen zu tun, die „dort 
wohl nie etwas geworden 
wären“ und all das glaubten, 
was sie sagen. Erfahrungs-
schatz und Ideale der „89er“ 
in den Neuen Ländern, zu 
denen er sich selbst zählt, 
und der „West-68er“ klaffen 
für ihn unversöhnlich ausein-
ander. Obwohl Peter Krause 
für sich im heißen Sommer 
2008 breite Unterstützung in 
der eigenen Landespartei 
sah – von seinem Kreisver-
band über die Landtagsfrak-
tion bis zum Ministerpräsi-
dent –, schien er mit der 
Haltung der Bundes-CDU 
nicht ganz zufrieden: „Berlin 
hat keinen wirklichen Ein-
fluss genommen, aber auch 
nicht geholfen“. Nichts Neu-
es also aus der Hauptstadt 
... Die Volksparteien seien 
vielmehr auf dem Weg, zu 
Kaderparteien ohne politisch 
klar erkennbares Profil he-
rabzusinken.  

 Dass es soweit gekommen, 
dass also die Diskurshoheit 
– nicht etwa über die 
Stammtische – doch aber in 
den Medien, in der politi-
schen Öffentlichkeit insge-
samt, auf die linken Kräfte 
nahezu ausnahmslos über-
gegangen sei, habe sich das 
konservative Lager zu einem 
Gutteil selbst zuzuschreiben. 
Kampflos lasse man sich 
treiben von deren Ideologen, 
die nun versuchten, die 
1989 mit dem Untergang 
des Sowjetkommunismus 
verlorene Schlacht durch die 
populistische Überwältigung 
der deutschen Öffentlichkeit 
mit ihrem Sozial- und Ge-
rechtigkeitspathos in der 
Gegenwart auszugleichen. 
Der CDU im Osten fehle nicht 
nur das Bürgertum als Basis, 
sondern der Biss, die Ironie, 
ein wenig Frechheit. Im eige-
nen Lager gebe es „eine 
Feigheit, intellektuell Wider-
stand zu leisten.“  

 Michael Kunze, ehem. Lan-
desvorsitzender des RCDS 
Sachsen, Vorsitzender der 

CDU Werdau.  
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ZU GUTER LETZT 

 

Termine November - Dezember 2008 

17.11.08 Gesundheitsforum der Sächsischen Union; 
  Uhrzeit: 18.00 Uhr; Leipzig, Fraunhofer Insti
  tut für Zelltherapie und Immunologie (IZI),  
  Perlickstraße 1 

20.11.08 Bürgersprechstunde 15.00 - 17.00 Uhr 
  Ort: Wahlkreisbüro Zwickau 
  Hauptstraße 28 

21.11.08 Kreisparteitag, Ort: Café am Waldpark, Wer-
  dauer Str. 160, Zwickau; Beginn:18.00 Uhr
  Thema: Wahl der Delegierten für die Ver 
  treterversammlung zur Landtagswahl 

 

21.11.08 Im Anschluss an den Kreisparteitag: Nomi- 
  nierung der Landtagskandidaten für die  
  Wahlkreise: WK 8 Zwickauer Land 2 / WK 9 
  Zwickau Stadt 

28.11.08 Nominierung des Kandidaten für den Land.-
  tagswahlkreis 11 Chemnitzer Land 2 

30.11.08 - 22. Bundesparteitag der CDU   
02.12.08 Deutschlands; Stuttgart 

05.12.08 Nominierung des Kandidaten für den Land.-
  tagswahlkreis 10 Chemnitzer Land 1 
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